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ÖFFENTLICHE BESCHLUSSVORLAGE  

Amt/Eigenbetrieb: 
61        Fachbereich Stadtentwicklung und Stadtplanung 
 
Beteiligt: 
 

Betreff:  
Neuordnung der Fläche am "Alten Bahnhof Haspe" 
hier:  
a) Teiländerung Nr. 89 "Alter Bahnhof Haspe" zum Flächennutzungsplan der Stadt  
    Hagen 
    Einleitung des Verfahrens 
b) Bebauungsplan Nr. 1/07 (588) "Alter Bahnhof Haspe"  
     Einleitung des Verfahrens 
 
Beratungsfolge:  
07.02.2007 Bezirksvertretung Haspe 
14.02.2007 Umweltausschuss 
21.02.2007 Stadtentwicklungsausschuss 
22.02.2007 Rat der Stadt Hagen 
 
Beschlussfassung:  
Rat der Stadt Hagen 

Beschlussvorschlag: 
a)  
Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung der Teiländerung Nr. 89 "Alter Bahnhof 
Haspe"  zum Flächennutzungsplan der Stadt Hagen gemäß § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der zuletzt gültigen Fassung.  
 
b) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 1/07 
(588) "Alter Bahnhof Haspe"  gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der zur Zeit gültigen Fassung.  
 
Geltungsbereich für die Flächennutzungsplanänderung: 
Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Haspe und umfasst in der Flur 26 das Flurstück 127 
und in der Flur 26 das Flurstück 283.  
 
Geltungsbereich für den Bebauungsplan: 
Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Haspe und umfasst in der Flur 26 das Flurstück 127 
und in der Flur 26 das Flurstück 283. Die südlichen Abschnitte der Flurstücke 531, 532 und 
533 in der Flur 9 liegen ebenfalls innerhalb des Plangebietes. 
 
In den im Sitzungssaal ausgehängten Lageplänen sind die Plangebiete eindeutig dargestellt. 
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Nächster Verfahrensschritt: 
Die Offenlegung der Planung soll Ende 2007 erfolgen. 
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Kurzfassung entfällt 
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Zielsetzung der Planung ist es, die bisherige Bahnfläche einer gewerblichen Nutzung 
zuzuführen. 
 
Am 28.06.2006 wurde der Bereich von Bahnbetriebszwecken freigestellt, da sie für 
Bahnbetriebszwecke nicht mehr erforderlich war.  Somit ist diese Fläche in die 
Planungshoheit der Gemeinde zurückgefallen (siehe beiliegende Kopie des 
Freistellungsbescheides).   
 
Auf dem Gelände hatten sich zwischenzeitlich kleinere Betriebe angesiedelt. Das 
Ansiedlungsbegehren eines größeren Recyclingunternehmens wird derzeit geprüft. Dieser 
Betrieb und auch andere die noch folgen, werden Hochbauten und eine Erschließung 
benötigen, deren Strukturen in diesem Bauleitplanverfahren geregelt werden sollen. 
 
Im gültigen Flächennutzungsplan ist die Fläche als Fläche für Bahnanlagen dargestellt. Sie 
liegt im  Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 20/77 (326) Sanierung 
Haspe -Freizeit-, Sportanlage und Gewerbe und ist als "Flächen für Bahnanlagen" 
nachrichtlich festgesetzt. 
 
Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung eines 
Bebauungsplanverfahrens sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung in diesem Bereich geschaffen werden.  
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Betreff: Freistellung von Bahnbetriebszwecken nach § 23 AEG

FlurstUcke in der Stadt Hagen,

Gemarkung Haspe, FIur 24, Flurstücks-Nr. 127 und FIur 26, FlurstUcks-Nr. 283

Streckennummer 2550 (Aachen — Kassel)

Bezug: 27.04.06—2525 Objekt 100293; Ulrich Feidsieper

Anlagen: 1 Lageplan

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf den Antrag des Bundeseisenbahnverrnogeris vom 27.04.06 ergeht folgender

Freistellungsbescheid

1. Das Flurstuck Nummer 127 4195m2) in der Stadt Hagen, Gemarkung Haspe, Flur

24 und FturstQck Nummer 283 30170m2) in der Stadt Hagen, Gemarkung Haspe,

26 werden zum 01. Juli 2006 von Bahnbetriebszwecken freigestelit.

2. Bestandteil dieses Bescheides 1st der als Anlage beigefUgte Lageplan, 1: 1500

vom 23.02.2006.
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3. Die Kosten (Gebuhren und Auslagen) dieses Bescheides tragt die Stadt Hagen. Der

Kostenbescheid ergeht gesondert.

Hinweis

Mit der Freistellung von Bahnbetriebszwecken wird keine Aussage über kunftige städte-

bauliche oder sonstige bahnfremde Nutzungsmaglichkeiten der freigesteilten Fläche ge-

troffen.

Begrundung

I. Sachverhalt

Mit Schreiben vom 27.04.06 hat das Bundeseisenbahnvermagen einen Antrag auf

Freistellung von Bahnbetriebszwecken fur die Flurstucke in der Stadt Hagen, Gemarkung

Haspe, FIur 24, Flurstucks-Nr. 127 und FIur 26, Flurstücks-Nr. 283 gestellt. Diesem Antrag

ist em Lagepfan beigefugt, in dem die Freistellungsflache eingezeichnet und kenntlich

gemacht ist.

Des weiteren erklärte das BundeseisenbahnvermOgen, dass die Freistellungsflache nicht

mehr Ianger für Bahnbetriebszwecke benotigt wird. Die entsprechenden Stellungnahmen

der betroffenen Geschäftsbereiche der DB AG zur Freisteilbarkeit liegen dem Eisenbahn-

Bundesamt vor.

Mit Schreiben vom 04.05.06 hat das Eisenbahn-Bundesamt die Offentliche Bekanntma-

chung der Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme im Bundesanzeiger veranlasst.

In dem am 13.05.06 im Bundesanzeiger (Ausgabe 91) erschienenen Text wurden die

Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1 Abs. 2 des RegionaHsierungsgesetzes

bestimmten Stellen, die zustandigen Trager der Landes- und Regionaiplanung, die

betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastrukturunternehnien, soweit deren

Eisenbahninfrastruktur an die yam Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur

aufgefordert, innerhaib einer Frist von 6 Wochen nach der Veroffentlichung Anregungen

und Bedenken, die für oder gegen die Freistellung der genannten Flurstucke sprechen,

vorzutragen.

Folgende Stellungriahmen sind Eingegangen:

Die Bezirksregierung Arnsberg hat mit Schreiben vom 08.06.06 aus Sicht der Raumord-

nung und der Landesplanung vorsorgUch Bedenken erhoben, sofern durch die Freistellung

die Schienenstrecke 2550 (Aachen — Kassel) beeintrachtigt werden solite.

Die Freistellung beeinträchtigt nicht die Schienenstrecke 2550. Die vorsorglich erhobenen

Bedenken werden zuruckgewiesen.



II. Rechtliche Wurdigung

Die rechtlichen Voraussetzungen fur die Freistellung von Bahnbetriebszwecken der a. g.

Hurstücke in der Stadt Hagen, § 23 des Aligemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)

vom 27.12.1993 (BGBI. I S. 2396), zuletzt geandert durch Viertes Gesetz zurAnderung

eisenbahnrechtlicher Vorschriften vom 03.08.2005 (BGBI. I. S. 2270) liegen var.

Die Freistellung von Bahnbetriebszwecken konnte daher ausgesprochen werden.

Rechtsgrundlage für die Freistellung von Bahnbetriebszwecken ist § 23 AEG.

Nach § 23 Abs. 1 AEG steHt die zustandige Planfeststellungsbehorde für Grundstücke, die

Betriebsanlage einer Eisenbahn sind oder auf denen sich Betriebsanlagen einer Eisen-

bahn befinden, auf Antrag des Eisenbahninfrastrukturunternehmens, des Eigentumers des

Grundstücks oder der Gemeinde, auf deren Gebiet sich das Grundstuck befindet, die

Freistellung von Bahnbetriebszwecken fest, wenn kein Verkehrsbedurfnis mehr besteht

und Iangfristig eine Nutzung der Infrastruktur im Rahmen der Zweckbestimmung nicht

mehr zu erwarten ist.

Die formellen Voraussetzungen des § 23 AEG liegen var.

Das Eisenbahn — Bundesamt ist für die Entscheidung uber die Freistellung von Bahnbe-

triebszwecken § 23 Abs. 1 AEG I. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 S. 2 des

Gesetzes uber die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (Bundeseisenbahnverkehrs-

verwaltungsgesetz- BEWG vom 27.12.1993, BGBI. I S.2394, zuletzt geandert durch

Zweites Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts vom 07.07.2005, BGBI. I S.

1970, 2017)) i. V. m, § 18 AEG als Planfeststellungsbehorde für Eisenbahnen des Bundes

zustandig.

Der Antragsteller ist als Eigentumer antragsbefugt. Weiter hat das Eisenbahn-Bundesamt

das nach § 23 Abs. 2 erforderliche Beteiligungsverfahren durch offentliche Bekanntma-

chung im Bundesanzeiger durchgefuhrt.

Die materieflen Voraussetzungen des § 23 AEG sind ebenfalls gegeben.

Bei den genannten Flurstücken handelt es sich urn Betriebsanlagen einer Eisenbahn.

Weiter besteht für die genannten Flurstücke kein Verkehrsbedurfnis mehr und die Nutzung

der Infrastruktur im Rahmen der Zweckbestimmung ist nicht mehr zu erwarten. Die vorn

Bundeseisenbahnvermogen durchgefUhrte und vorn Eisenbahn-Bundesamt

nachvollzogene bahninterne Freistellbarkeitsprufung ergab, dass die Freistellungsflache

dauerhaft nicht mehr für Bahnbetriebszwecke benotigt werden und sich auf bzw. in den

Flächen keine für den Bahnbetrieb notwendigen Eisenbahnbetriebsanlagen mehr befinden.



Aufgrund der nach § 23 Abs. 2 AEG eingegangenen weiteren Stellungnahmen und den

Informationen des Eisenbahn-Bundesamtes steht die Freistellung von Bahnbetriebs-

zwecken der Flächen nicht im Widerspruch zu bundesrechtlichen oder Iandesrechtlichert

Planungen / Planungszielen. Em eisenbahnrechtliches Zulassungsverfahren ist für die

betreffenden Flächen derzeit nicht anhängig.

Durch die Freistellung von Bahnbetriebszwecken endet die Eigenschaft als Betriebsanlage

einer Eisenbahn mit der Folge, dass die Flächen aus dem eisenbahnrechtlichen

Fachplanungspriviteg 38 BauGB I. V. m. § 18 AEG) entlassen und damit die

Planungshoheit vom Fachplanungsträger Eiseribahn-Bundesamt auf die kommunale

Bauleitplanung wieder volistandig ubergeht. Ab diesem Zeitpunkt unterliegen die Flächen

und Anlagen dem aligemeinen Bauplanungsrecht und der kommunalén

Zustandigkeit. Das Eisenbahn-Bundesamt verliert auch die Hoheitsbefugnisse und damit

gleichzeitig die Zustandigkeit für die Aufsicht. Entsprechendes gilt auch für die polizeiliche

Zustandigkeit der Bundespolizel (vgl. § 3 Abs. 1 BpoIG).

Ausfertig ungen dieses Bescheides erhalten:

Eisenbahnverkehrsunternehmen, ElgentUmer des Grundstucks, Gemeinde, Trager der

Landes- und Regiohaiplanung (s. § 23 Abs. 3 AEG)

• Diejenigen, die nach § 23 Abs. 2 AEG eine Stellungnahme abgegeben haben

Bundespolizeidirektion Koblenz

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 BEWG i.V.m. 1, 2 Abs.

1 und 2 sowie § 6 der Verordnung uber die Gebuhren und Auslagen für Amtshandlungen

der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV vom 05.04.2001 (BGBI I S. 562),

zuletzt geandert durch Verordnung zum Erlass und zur Anderung eisenbahnrechtlicher

Vorschriften vom 03.06.2005, BGBI I S. 1566, 1576) i.V.m. Abschnitt 3, Ziffer 309 des

Gebuhrenverzeichnisses sowie 11, 10 Abs. 1 Nr. 4 und 13 Abs. 1 Ziffer 1

Verwaltungskostengesetz (VwKostG vom 23.06.1970 (BGBI I S. 821), zuletzt geandert

durch Gesetz vom 05.05.2004 (BGBI I S. 719)). Die Festsetzung der Kosten bleibt einem

gesonderten Bescheid vorbehalten 14 Abs. 1 Satz 2 VwKostG).



III. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhaib eines Monats nach Zustellung Widerspruch

erhoben werden. Der Widerspruch 1st schriftlich oder zur Niederschrift beim

Eisenbahn — Bundesamt

Essen

61

45127 Essen

einzulegen.

Die Widerspruchsfrist 1st auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhaib der oben

genannten Frist bei einer anderen AuI!ensteHe des Eisenbahn — Bundesamtes oder seiner

Zentrale,

Eisenbahn — Bundesamt

VorgebirgsstraPe 49

53119 Bonn

eingetegt wird.

Im Auftrag Ausgefertigt:

Essen, 28.06.2006
1

Knopp

(1
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